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487. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Anerkennung und Vollstreckung

ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über
die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 281/1991) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Lettland 14. April 1992
Uganda 12. Februar 1992

Uganda hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde gemäß Art. 1 erklärt, daß es das
Übereinkommen auf die Anerkennung und Voll-
streckung solcher Schiedssprüche anwenden werde,
die in dem Hoheitsgebiet eines anderen Vertrags-
staates ergangen sind.

Vranitzky
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488 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung - und der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika zur Abänderung des Luftverkehrsabkommens zwischen der

Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER VEREINIGTEN STAATEN VON
AMERIKA

No. 121

Wien, am 1. Juni 1992

Exzellenz,

ich beehre mich, auf das am 16. März 1989
unterzeichnete Luftverkehrsabkommen samt An-
hängen zwischen der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika und der Österreichischen
Bundesregierung*) (das Abkommen) und auf die
kürzlichen Beratungen, die zwischen Vertretern
unserer beiden Regierungen in Washington in der
Zeit von 16. bis 18. Oktober 1991 zwecks Prüfung
der Abänderung des Abkommens Bezug zu nehmen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 213/1989
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Im Lichte der bei diesen Beratungen erzielten
Vereinbarungen beehre ich mich, namens der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
vorzuschlagen, Anhang I zum Abkommen gänzlich
zu streichen und durch Beilage I dieser Note zu
ersetzen sowie Beilage II dieser Note dem Abkom-
men als Anhang III anzuschließen.

Falls diese Vorschläge von Ihrer Regierung
angenommen werden, beehre ich mich weiters
vorzuschlagen, daß diese Note und die zustim-
mende Antwortnote Eurer Exzellenz ein Abkom-
men zwischen unseren beiden Regierungen bilden,
das mit Datum der Antwortnote Eurer Exzellenz in
Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner vollkommenen Ergebenheit.

Huffington m. p.

S.E.
Alois Mock
Bundesminister für
auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
Wien

Beilage I

ANHANG I

Fluglinienverkehr

Abschnitt 1

Die von einer Vertragspartei für den Fluglinien-
verkehr nach diesem Anhang namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen sind gemäß den Bestim-
mungen hinsichtlich ihrer Namhaftmachung be-
rechtigt, internationalen Fluglinienverkehr durch-
zuführen

1. zwischen Punkten auf den folgenden Flug-
strecken und

2. zwischen Punkten auf solchen Flugstrecken
und Punkten in Drittstaaten über Punkte im
Hoheitsgebiet derjenigen Vertragspartei, die
die Fluglinienunternehmen namhaft gemacht
hat.

A. Flugstrecken für ein oder mehrere von der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
namhaft gemachte(s) Fluglinienunternehmen:

(1) Von den Vereinigten Staaten von Amerika
über Zwischenpunkte nach Wien und darüber
hinaus.

a) Nicht mehr als fünf US-Fluglinienunterneh-
men dürfen diese Flugstrecke während dersel-
ben Verkehrssaison bedienen, wovon nicht
mehr als zwei Fluglinienunternehmen von
New York aus den Dienst während derselben
Verkehrssaison betreiben dürfen.
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b) Namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
der Vereinigten Staaten können den Dienst
über insgesamt sieben Zwischenpunkte oder
Punkte darüber hinaus nach ihrer Wahl mit
vollen Verkehrsrechten versehen. Diese
Punkte können Bukarest, Budapest sowie
einen zusätzlichen Punkt in Albanien, Bulga-
rien, der Tschechoslowakei, Estland, Lettland,
Litauen, Polen, der Sowjetunion oder Jugosla-
wien umfassen.

c) Nicht mehr als ein US-Fluglinienunternehmen
darf irgendeinen bestimmten Zwischenpunkt
oder Punkt darüber hinaus mit vollen
Verkehrsrechten während derselben Ver-
kehrssaison bedienen, ausgenommen, daß
zwei US-Fluglinienunternehmen mit vollen
Verkehrsrechten Frankfurt bedienen dürfen.
Die Ausübung der Verkehrsrechte in Frank-
furt durch zwei US-Fluglinienunternehmen
zählt hinsichtlich der Gesamtanzahl von
sieben Zwischenpunkten bzw. Punkten dar-
über hinaus als eine Wahl.

(2) Von einem oder mehreren Punkten in den
Vereinigten Staaten von Amerika über Zwischen-
punkte nach Österreich.

a) Flugstrecke zwei kann nur für reinen Fracht-
dienst verwendet werden.

b) Nur ein US-Flugunternehmen darf den Dienst
auf dieser Flugstrecke von New York aus
betreiben.

B. Flugstrecken für ein oder mehrere von der
Österreichischen Bundesregierung namhaft ge-
machte(s) Fluglinienunternehmen:

(1) Von Österreich nach New York.

(2) Von Österreich über zwei Zwischenpunkte
mit vollen Verkehrsrechten nach drei Punkten in
den Vereinigten Staaten von Amerika, die von der
Österreichischen Bundesregierung bestimmt wer-
den, sowie darüber hinaus mit vollen Verkehrsrech-
ten nach einem Punkt nach Wahl in Kanada, den
Karibischen Inseln oder Mexiko, der von der
Österreichischen Bundesregierung bestimmt wird.

C. Jede Vertragspartei gestattet den Fluglinienun-
ternehmen der anderen Vertragspartei, unter
den in den Absätzen A und B erwähnten
Bedingungen Zwischenpunkte und Punkte dar-
über hinaus nach Bekanntgabe an die Luftfahrt-
behörden durch die andere Vertragspartei
sechzig (60) Tage im voraus zum jeweiligen
Beginn einer Verkehrssaison auszutauschen.

Abschnitt 2

Jedes namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
kann auf einem oder allen Flügen nach seiner Wahl
Flüge in einer oder beiden Richtungen ohne
Richtungs- oder geographische Beschränkungen
betreiben, Punkte auf der Flugstrecke in jeder
Reihenfolge bedienen und Zwischenlandungen an
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einem oder mehreren Punkten außerhalb des
Hoheitsgebietes der Vertragspartei, die dieses
Fluglinienunternehmen namhaft gamacht hat, aus-
lassen, ohne ein Recht zur Beförderung von sonst
auf Grund dieses Abkommens zulässigem Verkehr
zu verlieren.

Abschnitt 3

Jedes namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
kann auf einem oder allen Flügen nach seiner Wahl
Luftfahrzeuge im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei oder an Punkten in Drittländern
wechseln, vorausgesetzt, daß:

a) hinsichtlich des Wechsels des Luftfahrzeuges
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei
Flüge jenseits des Punktes des Wechsels des
Luftfahrzeuges mit einem einzigen Luftfahr-
zeug durchgeführt werden, dessen Kapazität
bei den vom Heimatstaat ausgehenden Dien-
sten kleiner oder gleich, bei hereinkommen-
den Diensten größer oder gleich ist als die des
ankommenden Luftfahrzeuges, und

b) die Luftfahrzeuge für solche Flüge im
Zusammenhang mit dem hereinkommenden
bzw. ausgehenden Luftfahrzeug planmäßig
festgelegt werden, wobei jedoch im Falle einer
Flugverzögerung durch unvorhergesehene be-
triebliche oder technische Schwierigkeiten der
oder die weiterführenden Flüge ohne Rück-
sicht auf die Erfordernisse dieses Absatzes
durchgeführt werden dürfen.

Abschnitt 4

Dieser Anhang tritt am 2. Juni 1994 außer Kraft,
sofern von den Vertragsparteien nichts anderes
vereinbart wird. Die Vertragsparteien kommen
überein, ein Jahr vor dem Zeitpunkt des Außerkraft-
tretens zu beraten, ob der Anhang verlängert oder
abgeändert werden soll. Ungeachtet des Datums des
Außerkrafttretens dieses Anhanges ist die Abwick-
lung des Verkehrs während der Sommersaison 1994
nicht betroffen.

Keine Bestimmung dieses Abschnittes ist darauf
gerichtet, eine andere Bestimmung des Abkommens
betreffend Beratungen, Aussetzung oder Beendi-
gung von Flugdiensten oder Beendigung des
Abkommens abzuändern.

Beilage II

ANHANG III

Charterflugverkehr

Abschnitt 1

Die von einer Vertragspartei im Rahmen dieses
Anhanges namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men sind gemäß den Bedingungen ihrer Namhaft-
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machung berechtigt, Beförderungen von Fluggästen
(einschließlich Begleitgepäck) und/oder Fracht im
internationalen Charterverkehr durchzuführen:

a) zwischen einem oder mehreren Punkten im
Hoheitsgebiet der Vertragspartei, die das
Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat,
und einem oder mehreren Punkten im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei;

b) zwischen einem oder mehreren Punkten im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei und
einem oder mehreren Punkten in einem
Drittstaat oder Drittstaaten, vorausgesetzt,
daß dieser Verkehr über den Heimatstaat des
Fluglinienunternehmens durchgeführt und ein
Zwischenaufenthalt im Heimatstaat von we-
nigstens zwei aufeinanderfolgenden Nächten
eingelegt wird.

Zur Durchführung des unter diesen Anhang
fallenden Luftverkehrs haben die im Rahmen dieses
Anhanges von einer Vertragspartei namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen darüber hinaus das
Recht:

1. Zwischenlandungen an allen Punkten sowohl
innerhalb als auch außerhalb des Hoheitsge-
bietes einer jeden Vertragspartei zu machen,

2. Transitverkehr über das Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei zu befördern und

3. Verkehr, der seinen Ursprung im Hoheitsge-
biet der einen Vertragspartei hat, mit Verkehr,
der seinen Ursprung im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei hat, mit demselben
Luftfahrzeug gemeinsam zu befördern.

Jede Vertragspartei hat Anträge von namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen der anderen
Vertragspartei zur Beförderung von Verkehr, der
nicht von diesem Anhang erfaßt ist, auf Grundlage
des guten Einvernehmens und der Gegenseitigkeit
wohlwollend zu behandeln.

Abschnitt 2

Hinsichtlich des Verkehrs, der seinen Ursprung
im Hoheitsgebiet einer der beiden Vertragsparteien
hat, hat jedes namhaft gemachte Fluglinienunter-
nehmen, das Luftverkehr im Rahmen dieses
Anhanges durchführt, die Gesetze, Vorschriften
und Regeln der Vertragspartei, in deren Hoheitsge-
biet der Verkehr seinen Ursprung hat, einzuhalten,
entweder auf einfacher oder auf Rückflugbasis, wie
diese Vertragspartei jetzt oder in Zukunft festlegt,
ist auf diesen Verkehr anwendbar. Wendet eine
Vertragspartei strengere Regeln, Vorschriften,
Bedingungen oder Beschränkungen auf ein oder
mehrere ihrer Fluglinienunternehmen an, so unter-
liegen die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men der anderen Vertragspartei den Gesetzen,
Vorschriften, Bedingungen oder Beschränkungen
mit den geringsten Einschränkungen. Macht dar-
über hinaus eine Vertragspartei Vorschriften und
Regeln kund, die verschiedene Bestimmungen für
verschiedene Länder vorsehen, so hat jede Vertrags-
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partei die Vorschriften und Regeln mit den
geringsten Einschränkungen auf das oder die
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
anderen Vertragspartei anzuwenden.

Ungeachtet des letzten Absatzes beschränkt keine
Bestimmung dieses Absatzes das Recht einer
Vertragspartei, die Befolgung der Bestimmungen
betreffend den Schutz der Habe der Fluggäste, die
Stornierungs- und Rückvergütungsrechte der Flug-
gäste sowie der Bestimmungen, die im Interesse der
nationalen Sicherheit aufgestellt werden, durch das
oder die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men der anderen Vertragspartei zu verlangen.

Abschnitt 3

Keine Vertragspartei verlangt von einem namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen der anderen
Vertragspartei hinsichtlich der Beförderung von
Verkehr vom Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei auf einfacher oder auf Hin- und Rückflugba-
sis mehr als die Vorlage einer Bestätigung der
Befolgung der im Abschnitt 2 dieses Anhanges
genannten Gesetze, Vorschriften und Regeln dieser
anderen Vertragspartei oder die Vorlage einer von
den Luftfahrtbehörden dieser anderen Vertragspar-
tei erteilten Verzichtserklärung auf die Einhaltung
dieser Vorschriften oder Regeln.

Der Bundesminister
für auswärtige Angelegenheiten
Zl. 224.53.3/14-III.7/92

Wien, am 1. Juni 1992

Exzellenz,

ich beehre mich, den Empfang ihrer Note Zl. 121 mit heutigem Datum zu bestätigen, die wie folgt
lautet:

„Ich beehre mich, (es folgt der weitere Text der Übersetzung der Eröffnungsnote in deutscher
Sprache) Ergebenheit."

Ich beehre mich weiters festzustellen, daß diese Vorschläge von der Österreichischen Bundesregierung
angenommen wurden, und stimme zu, daß die Note Eurer Exzellenz und meine Antwort ein Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen bilden, das mit heutigem Tage in Kraft tritt.

Mock m. p.

S.E.
Roy Michael Huffington
Botschafter der Vereinigten
Staaten von Amerika

Wien

(es folgt der weitere Text der Anlagen in deutscher Sprache)

Vranitzky
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489.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 3 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 und 2
verfassungsändernd sind, wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND ÜBER DIE GEGENSEI-
TIGE HILFELEISTUNG BEI KATASTRO-
PHEN ODER SCHWEREN UNGLÜCKS-

FÄLLEN

Die Republik Österreich
und

die Bundesrepublik Deutschland —
überzeugt von der Notwendigkeit der Zusammen-
arbeit zwischen den beiden Staaten mit dem Ziel, die
gegenseitige Hilfe bei Katastrophen oder schweren
Unglücksfällen zu erleichtern — sind wie folgt
übereingekommen:

Artikel 1

G e g e n s t a n d

(1) Dieses Abkommen regelt die Rahmenbedin-
gungen für freiwillige Hilfeleistungen bei Katastro-
phen oder schweren Unglücksfällen im anderen
Vertragsstaat auf dessen Ersuchen hin, insbesondere
für Einsätze von Mannschaften und Material.

(2) Hilfeleistungen im Rahmen der herkömmli-
chen grenzüberschreitenden Nachbarschaftshilfe
bleiben unberührt.

Artikel 2

Definitionen
Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die

Begriffe:

„Einsatzstaat" derjenige Vertrags-
staat, dessen zustän-
dige Behörden um
Hilfeleistung, insbe-
sondere um Entsen-
dung von Hilfsmann-
schaften oder -mate-
rial aus dem anderen,
ersuchen;

„Entsendestaat" derjenige Vertrags-
staat, dessen zustän-
dige Behörden einem
Ersuchen des anderen
um Hilfeleistung, ins-
besondere um Entsen-

dung von Hilfsmann-
schaften oder -mate-
rial, stattgeben;

„Ausrüstungsgegenstände" das Material, die
Fahrzeuge, die Güter
für den Eigenbedarf
(Betriebsgüter) und
die persönliche Aus-
stattung der Hilfs-
mannschaften;

„Hilfsgüter" die zusätzlichen Aus-
stattungen und Wa-
ren, die zur Abgabe an
die betroffene Bevöl-
kerung bestimmt sind.

Artikel 3

Zuständigkeiten

(1) Die für die Stellung und die Entgegennahme
von Hilfeersuchen zuständigen Behörden sind:
— auf der Seite der Republik Österreich:

der Bundesminister für Inneres und die Landes-
regierungen der Grenzländer;

— auf der Seite der Bundesrepublik Deutschland:
der Bundesminister des Innern und die Innenmi-
nister der Grenzländer.

(2) Die in Absatz 1 genannten Behörden können
nachgeordnete Behörden bezeichnen, die zur
Stellung oder zur Entgegennahme von Hilfeersu-
chen befugt sind.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten
Behörden der beiden Vertragsstaaten sind ermäch-
tigt, bei der Durchführung dieses Abkommens
unmittelbar miteinander in Verbindung zu treten.

(4) Die beiden Vertragsstaaten geben einander
die Adressen und Fernmeldeverbindungen der in
den Absätzen 1 und 2 genannten Behörden bekannt.

Artikel 4

Vorgängige Absprache
Art und Umfang der Hilfeleistung werden von

Fall zu Fall im Einvernehmen zwischen den in
Artikel 3 genannten Behörden abgesprochen, ohne
auf Einzelheiten der Durchführung eingehen zu
müssen.
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Artikel 5

E i n s a t z a r t e n

(1) Die Hilfe wird durch solche Hilfsmannschaf-
ten geleistet, die insbesondere in der Bekämpfung
von Bränden, von nuklearen und chemischen
Gefahren und in Sanitätshilfe, Rettung, Bergung
oder behelfsmäßigen Instandsetzung ausgebildet
sind und die über das für diese Aufgaben
erforderliche Material und Spezialgerät verfügen;
falls erforderlich, kann die Hilfe auf jede andere
Weise erbracht werden.

(2) Die Hilfsmannschaften können auf dem
Land-, Luft- oder Wasserweg entsandt werden.

Artikel 6

G r e n z ü b e r t r i t t und A u f e n t h a l t

(1) Die Angehörigen einer Hilfsmannschaft sind
vom Paßzwang und dem Erfordernis einer Aufent-
haltsbewilligung/-erlaubnis oder eines Sichtvermer-
kes befreit. Es kann lediglich vom Leiter der
Hilfsmannschaft ein seine Stellung bezeugender
Ausweis verlangt werden.

(2) Bei besonderer Dringlichkeit kann die Grenze
auch außerhalb der zugelassenen Grenzübergangs-
stellen ohne Beachtung der sonst hierfür geltenden
Vorschriften überschritten werden. In diesem Fall
sind die für die Grenzüberwachung zuständigen
Behörden oder der nächste Grenzposten unverzüg-
lich davon zu unterrichten.

(3) Die Erleichterungen beim Grenzübertritt nach
den Absätzen 1 und 2 gelten auch für Personen, die
bei einer Katastrophe oder einem schweren
Unglücksfall evakuiert werden müssen.

Artikel 7

Grenzübergang des Materials

(1) Die Vertragsstaaten erleichtern den Grenz-
übergang für die bei Hilfeleistungen notwendigen
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter. Der Leiter
einer Hilfsmannschaft hat den Grenzkontrollorga-
nen des Einsatzstaats beim Grenzübertritt lediglich
ein Verzeichnis der mitgeführten Ausrüstungsge-
genstände und Hilfsgüter zu übergeben; erfolgt bei
besonderer Dringlichkeit der Grenzübergang au-
ßerhalb zugelassener Grenzübergangsstellen, ist
dem bei der zuständigen Zollstelle bei erster
Gelegenheit zu entsprechen.

(2) Die Hilfsmannschaften dürfen außer den für
Hilfseinsätze notwendigen Ausrüstungsgegenstän-
den und Hilfsgütern keine sonstigen Waren
mitführen.

(3.) Für die bei Hilfeleistungen notwendigen
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter finden die
Verbote und Beschränkungen für den Warenver-
kehr über die Grenze keine Anwendung. Die

Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter, die bei
einer Hilfeleistung nicht verbraucht wurden, sind
wieder auszuführen. Lassen besondere Verhältnisse
die Wiederausfuhr nicht zu, so sind Art und Menge
sowie der Verbleib dieser Ausrüstungsgegenstände
und Hilfsgüter der für die Hilfeleistung verantwort-
lichen Behörde anzuzeigen, welche die zuständige
Zollstelle hiervon benachrichtigt. In diesem Fall gilt
das nationale Recht des Einsatzstaates.

(4) Absatz 3 findet auch Anwendung auf die
Einfuhr von Suchtgiften/Betäubungsmitteln in den
Einsatzstaat und die Wiederausfuhr der nicht
verbrauchten Mengen in den Entsendestaat. Dieser
Warenverkehr gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im
Sinne der internationalen Suchtgift-/Betäubungs-
mittelübereinkommen. Suchtgifte/Betäubungsmit-
tel dürfen nur nach Maßgabe des dringlichen
medizinischen Bedarfs mitgeführt und nur durch
qualifiziertes medizinisches Personal nach den
gesetzlichen Bestimmungen des Vertragsstaates
eingesetzt werden, dem die Hilfsmannschaft ange-
hört.

(5) Die Republik Österreich wird bei Gegensei-
tigkeit die bei Hilfeleistungen notwendigen Ausrü-
stungsgegenstände und Hilfsgüter im Einsatzstaat
— ohne förmliches Verfahren und ohne Leistung

einer Sicherstellung zur abgabenfreien vorüber-
gehenden Verwendung zulassen und

— diese frei von allen Eingangsabgaben lassen,
soweit sie verbraucht sind.

Artikel 8

Einsätze mit Luftfahrzeugen

(1) Luftfahrzeuge können nicht nur für die
schnelle Heranführung der Hilfsmannschaften nach
Artikel 5 Absatz 2, sondern auch unmittelbar für
andere Arten von Hilfeleistungen benutzt werden.

(2) Jeder Vertragsstaat gestattet, daß Luftfahr-
zeuge, die vom Gebiet des anderen Vertragsstaats
aus gemäß Absatz 1 eingesetzt werden, sein Gebiet
überfliegen und auch außerhalb von Zollflugplätzen
und genehmigten Flugfeldern landen und abfliegen.

(3) Die Absicht, bei einem Hilfseinsatz Luftfahr-
zeuge zu verwenden, ist der ersuchenden Behörde
unverzüglich mit möglichst genauen Angaben über
Art und Kennzeichen des Luftfahrzeuges, Besat-
zung, Beladung, Abflugzeit, voraussichtliche Route
und Landeort mitzuteilen.

(4) Sinngemäß werden angewandt:

a) Artikel 6 auf die Besatzungen und mitfliegen-
den Hilfsmannschaften;

b) Artikel 7 auf die Luftfahrzeuge und sonstigen
mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und
Hilfsgüter.

Sofern dies zur üblichen Ausrüstung zählt, sind
die Besatzungen berechtigt, bei Einsätzen auf dem
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Gebiet des anderen Vertragsstaats Uniform zu
tragen, sowie als Dienstwaffen Faustfeuerwaffen
(Pistolen und Revolver) samt Munition mit sich zu
führen.

(5) Soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt,
sind die luftrechtlichen Verkehrsvorschriften jedes
Vertragsstaats anwendbar, insbesondere die Pflicht,
den zuständigen Kontrollstellen Angaben über die
Flüge zu übermitteln.

Artikel 9

K o o r d i n a t i o n und G e s a m t l e i t u n g

(1) Die Koordination und Gesamtleitung der
Rettungs- und Hilfsmaßnahmen obliegt in jedem
Fall den Behörden des Einsatzstaats.

(2) Aufträge an die Hilfsmannschaften des
Entsendestaats werden ausschließlich an ihre Leiter
gerichtet, welche Einzelheiten der Durchführung
gegenüber den ihnen unterstellten Kräften anord-
nen.

(3) Die Behörden des Einsatzstaats leisten den
Hilfsmannschaften des Entsendestaats Schutz und
Hilfe.

Artikel 10

E i n s a t z k o s t e n

(1) Der Entsendestaat hat gegenüber dem
Einsatzstaat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten
der Hilfeleistung. Dies gilt auch für Kosten, die
durch Verbrauch, Beschädigung oder Verlust des
Materials entstehen. Kosten der Hilfeleistungen
durch natürliche und juristische Personen, die der
Entsendestaat auf Ersuchen hin lediglich vermittelt,
trägt der Einsatzstaat.

(2) Im Falle der gänzlichen oder teilweisen
Wiedereinbringung der Kosten der durchgeführten
Hilfsmaßnahmen gilt Absatz 1 Satz 1 nicht. Der
Entsendestaat wird vorrangig entschädigt.

(3) Die Hilfsmannschaften des Entsendestaats
werden während der Dauer des Einsatzes im
Einsatzstaat auf dessen Kosten verpflegt und
untergebracht sowie mit Gütern für den Eigenbe-
darf versorgt, wenn die mitgeführten Bestände
aufgebraucht sind. Sie erhalten im Bedarfsfall
logistische einschließlich medizinischer Hilfe.

Artikel 11

Schadensersatz und Entschädigung

(1) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle ihm
gegen den anderen Vertragsstaat oder dessen Helfer
zustehenden Ansprüche auf den Ersatz von

a) Vermögensschäden, die von einem Helfer des
anderen Vertragsstaates im Zusammenhang

mit der Erfüllung seines Auftrages verursacht
worden sind;

b) Schäden, die auf einer Körperverletzung,
einer Gesundheitsschädigung oder dem Tod
eines Helfers im Zusammenhang mit der
Erfüllung seines Auftrages beruhen.

(2) Wird durch einen Helfer des Entsendestaats
im Zusammenhang mit der Erfüllung seines
Auftrages im Gebiet des Einsatzstaats Dritten ein
Schaden zugefügt, so haftet der Einsatzstaat für den
Schaden nach Maßgabe der Vorschriften, die im
Fall eines durch eigene Helfer verursachten
Schadens Anwendung fänden. Ein Regreß des
Einsatzstaats, der den Schaden ersetzt hat, gegen
den Entsendestaat oder dessen Helfer besteht nicht.

(3) Die Behörden der Vertragsstaaten arbeiten
eng zusammen, um die Erledigung von Schadenser-
satz- und Entschädigungsansprüchen zu erleich-
tern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen zugängli-
chen Informationen über Schadensfälle im Sinne
dieses Artikels aus.

Artikel 12

U n t e r s t ü t z u n g und W i e d e r a u f n a h m e
von H e l f e r n und Evak u ier t en

(1) Personen, die bei einer Katastrophe oder
einem schweren Unglücksfall als Helfer oder
Evakuierte von einem Vertragsstaat in den anderen
gelangt sind, erhalten dort bis zum Zeitpunkt der
frühesten Rückkehrmöglichkeit Unterstützung
nach den Vorschriften der innerstaatlichen Sozial-
hilfe. Der Abgangsstaat erstattet die Kosten der
Unterstützung und der Rückführung dieser Perso-
nen, sofern sie nicht Angehörige des anderen
Vertragsstaats sind.

(2) Jeder Vertragsstaat nimmt Personen, die als
Helfer oder Evakuierte von seinem Gebiet auf
dasjenige des anderen Vertragsstaates gelangt sind,
wieder auf. Soweit es sich um Personen handelt, die
nicht Angehörige des wiederaufnehmenden Ver-
tragsstaats sind, bleiben sie dem gleichen ausländer-
rechtlichen Status wie vor dem Grenzübertritt
unterstellt.

Artikel 13

Weitere Formen der Zusammenarbeit

(1) Die in Artikel 3 genannten Behörden arbeiten
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts zusam-
men, insbesondere:

a) zur Durchführung von Hilfeleistungen;
b) zur Vorbeugung und Bekämpfung von

Katastrophen oder schweren Unglücksfällen,
indem sie alle zweckdienlichen Informationen
wissenschaftlich-technischer Art austauschen
und Tagungen, Forschungsprogramme, Fach-
kurse und Übungen von Hilfseinsätzen auf
dem Gebiet beider Vertragsstaaten vorsehen;
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c) zum Austausch von Informationen über
Gefahren und Schäden, die sich auf das
Gebiet des anderen Vertragsstaats auswirken
können; die gegenseitige Unterrichtung um-
faßt auch die vorsorgliche Übermittlung von
Meßdaten.

(2) Für gemeinsame Übungen, bei denen
Hiifsmannschaften des einen Vertragsstaats auf dem
Gebiet des anderen zum Einsatz kommen, gelten die
Bestimmungen dieses Abkommens sinngemäß.

Artikel 14

Fernmeldeverbindungen

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
treffen gemeinsam die erforderlichen Vorkehrun-
gen, damit Fernmelde- und insbesondere Funkver-
bindungen zwischen den in Artikel 3 genannten
Behörden, zwischen diesen Behörden und den von
ihnen entsandten Hiifsmannschaften, zwischen den
Hilfsmannschaften untereinander und zwischen den
entsandten Hilfsmannschaften und der jeweiligen
Einsatzleitung ermöglicht werden.

Artikel 15
Beilegung von Meinungsverschieden-

heiten

Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung
dieses Abkommens, die nicht unmittelbar zwischen
den in Artikel 3 genannten Behörden beigelegt
werden können, werden auf diplomatischem Weg
bereinigt.

Artikel 16
Kündigung

Dieses Abkommen kann jederzeit auf diplomati-
schem Wege gekündigt werden; es tritt sechs

Monate nach dem Zugang der Kündigung außer
Kraft.

Artikel 17

Andere v e r t r a g l i c h e R e g e l u n g e n

Bestehende vertragliche Regelungen zwischen
den Vertragsstaaten bleiben unberührt.

Artikel 18 *)
Berlin-Klausel

Mit Ausnahme der Bestimmungen dieses Abkom-
mens über den Luftverkehr gilt das Abkommen auch
für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Regie-
rung der Republik Österreich innerhalb von drei
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine
gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel 19

I n k r a f t t r e t e n

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Bonn ausgetauscht.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach Austausch der Ratifikationsur-
kunden in Kraft.

GESCHEHEN ZU Salzburg, am 23. Dezember
1988 in zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Bundesrepublik Deutschland:
Graf von Brühl

Dr. Zimmermann

Für die Republik Österreich:
Blecha

*) Artikel 18 ist nach der am 3. Oktober 1990 erfolgten Wiedervereinigung Deutschlands obsolet.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 8. Juli 1992 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 19 Abs. 2 mit
1. Oktober 1992 in Kraft.

Vranitzky


